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bet-at-home.com AG
Düsseldorf                  

A K T I V S E I T E P A S S I V S E I T E
Vorjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital 

I. Sachanlagen I. Gezeichnetes Kapital 3.509.000,00 3.509.000,00
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung 1,00 1,00 II. Kapitalrücklage 10.875.000,00 10.875.000,00

II. Finanzanlagen III. Bilanzgewinn 6.486.654,43 4.536.564,75
Anteile an verbundenen Unternehmen 3.771.313,19 3.771.313,19

3.771.314,19 3.771.314,19 20.870.654,43 18.920.564,75

B. Umlaufvermögen B. Rückstellungen 

I. Forderungen und sonstige Sonstige Rückstellungen 549.865,71 94.328,65
Vermögensgegenstände
1. Forderungen gegen verbundene C. Verbindlichkeiten

Unternehmen 49.661.026,59 35.252.914,25
2. Sonstige Vermögensgegenstände 102.007,03 37.875,16 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 6.034,15 49.750,04

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
EUR 6.034,15 (Vorjahr EUR 49.750,04)

II. Guthaben bei Kreditinstituten 11.171.870,74 10.466.781,52 2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 43.300.000,00 30.486.308,32
60.934.904,36 45.757.570,93 Unternehmen

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
C. Rechnungsabgrenzungsposten 41.217,91 35.417,91 EUR 43.300.000,00 (Vorjahr EUR 30.486.308,32)

3. Sonstige Verbindlichkeiten 20.882,17 13.351,27
davon aus Steuern 43.326.916,32 30.549.409,63
EUR 12.243,60 (Vorjahr EUR 11.403,21)
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
EUR 1.952,81 (Vorjahr EUR 1.948,06)
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
EUR 20.882,17 (Vorjahr EUR 13.351,27)

64.747.436,46 49.564.303,03 64.747.436,46 49.564.303,03

Bilanz  
zum

31. Dezember 2014

 1243196/40012750



bet-at-home.com AG
Düsseldorf                  

Vorjahr
EUR EUR

1. Sonstige betriebliche Erträge 957.329,91 425.983,29

2. Personalaufwand
 Löhne und Gehälter 1.223.074,94 424.000,83

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 560.814,13 442.178,02

4. Erträge aus Beteiligungen 4.300.000,00 3.000.000,00
davon aus verbundenen Unternehmen
EUR 4.300.000,00 (Vorjahr EUR 3.000.000,00)

5. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.630.557,17 809.763,81

6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 346.708,33 215.808,32

7. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit/
Jahresüberschuss 4.757.289,68 3.153.759,93

8. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 1.729.364,75 1.382.804,82

9. Bilanzgewinn 6.486.654,43 4.536.564,75

(Vorjahr EUR 215.808,32)

Gewinn- und Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014

davon aus verbunden Unternehmen EUR 1.452.120,30
(Vorjahr EUR 600.790,27)

davon an verbundene Unternehmen EUR 346.708,33

 1243196/40012750



  

  1

 

 
1243197/40012750 
 

 

bet-at-home.com AG, Düsseldorf 

Anhang für das Geschäftsjahr 2014 

 

I. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 

 

Der Jahresabschluss wurde gem. §§ 242 ff. und 264 ff. HGB sowie nach den ein-

schlägigen Vorschriften des Aktiengesetzes aufgestellt. Auf die Gesellschaft sind 

gemäß § 267a Abs. 1 HGB die Vorschriften für Kleinstkapitalgesellschaften anzu-

wenden. Von den größenabhängigen Erleichterungen für Kleinstkapitalgesellschaften 

wird im Gegensatz zum Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 kein Gebrauch 

mehr gemacht. Die Gesellschaft nimmt nunmehr nur die Erleichterungen als kleine 

Kapitalgesellschaft im Sinne von § 267 Abs. 1 HGB in Anspruch. 

 

II. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entsprechen den gesetzlichen Vor-

schriften und blieben gegenüber dem Vorjahr unverändert.  

 

Die Sachanlagen wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und um planmäßige Ab-

schreibungen vermindert. Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der  

voraussichtlichen Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände und entsprechend 

den steuerlichen Vorschriften linear vorgenommen. Die Nutzungsdauer der Sachan-

lagen beträgt drei bis fünf Jahre.  

 

Die Finanzanlagen wurden zu Anschaffungskosten angesetzt.  

 

Die Bewertung der Forderungen und der sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte 

in Höhe des Nennwertes. Wertberichtigungen waren nicht erforderlich.  

 

Die aktive Rechnungsabgrenzung betrifft Ausgaben des Geschäftsjahres, die Auf-

wendungen für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen.  
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Die Rückstellungen wurden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung gebildet 

und berücksichtigen alle zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung erkennbaren Risiken und 

ungewisse Verbindlichkeiten. Sie sind mit dem Erfüllungsbetrag bewertet. Auf- oder 

Abzinsungen waren nicht erforderlich. 

 

Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.  

 

III. Angaben zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die sonstigen Vermögensgegenstände in Höhe von € 102.007,03 (Vorjahr: 

€ 37.875,16) und die Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen in Höhe 

von € 49.661.026,59 (Vorjahr: € 35.252.914,25) haben eine Restlaufzeit von unter 

einem Jahr.  

 

Das Grundkapital beträgt am 31.12.2014 € 3.509.000,00 (Vorjahr: € 3.509.000,00) 

und ist in 3.509.000 Stück Inhaberaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grund-

kapital in Höhe von € 1,00 pro Stückaktie eingeteilt. Die Kapitalrücklage beträgt am 

31.12.2014 € 10.875.000,00 (Vorjahr: € 10.875.000,00). Entnahmen aus der oder 

Einstellungen in die Kapitalrücklage sind im Geschäftsjahr 2014 nicht erfolgt. Der 

Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 13.05.2013 ermächtigt, 

das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 12. Mai 2018 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats um bis zu EUR 1.754.500,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis 

zu 1.754.500 auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinla-

gen zu erhöhen. 

 

Die sonstigen Rückstellungen weisen eine Restlaufzeit von unter einem Jahr auf. 

 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und alle sonstigen Verbind-

lichkeiten haben eine Restlaufzeit von unter einem Jahr.  

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen Darlehen von 

verschiedenen Gesellschaften des bet-at-home.com Konzerns und haben eine Rest-

laufzeit von unter einem Jahr. 
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Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen Steuerschulden in Höhe von € 12.243,60 

(Vorjahr € 11.403,21), Verbindlichkeiten im Rahmen der sozialen Sicherheit in Höhe 

von € 1.952,81 (Vorjahr € 1.948,06) und sonstige Verbindlichkeiten in Höhe von € 

6.685,76 (Vorjahr € 0,00). 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge des Geschäftsjahres betreffen in Höhe von  

€ 334.265,00 (Vorjahr € 188.747,00) dividendenähnliche Erträge von verbundenen 

Unternehmen, von denen die Gesellschaft treuhänderisch Anteile für ihre Tochterge-

sellschaft hält,  Erträge aus der Weiterbelastung von Kosten in Höhe von € 

514.139,06 (Vorjahr € 188.373,51) sowie übrige sonstige Erträge in Höhe von € 

108.925,85 (Vorjahr € 48.862,78). 

 

Weitere Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung sind nicht zu machen. 

 

IV. Sonstige Angaben 

 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen bestehen nicht. Die Gesellschaft hat keine Ar-

beitnehmer. 

 

Die Betclic Everest SAS Group, Paris (Frankreich), stellt als Mutterunternehmen der 

Gesellschaft einen Konzernabschluss für den größten Kreis von Unternehmen auf, in 

den der Jahresabschluss der Gesellschaft einbezogen wird.  

 

In Deutschland und in Österreich sind Wett- und Gaminganbieter rechtlichen Angrif-

fen mit dem Ziel des Unterlassens ihrer Tätigkeit von Seiten staatlicher und privater 

Mitbewerber aufgrund zahlreicher Rechtsauseinandersetzungen im Wett- und 

Gamingbereich ausgesetzt. Dies betrifft auch verbundene Unternehmen und die ge-

setzlichen Vertreter der bet-at-home.com AG. 
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Mitglieder des Vorstands waren:  

 Franz Ömer, Dipl.-Ingenieur, Ansfelden / Österreich  

 Michael Quatember, Magister, Linz / Österreich  

 

Für die Vorstandsmitglieder wurden von Konzerngesellschaften im Jahr 2014 Bezü-

ge in Höhe von 1.019 TEUR (Vorjahr 676 TEUR) ausbezahlt. Für das Geschäftsjahr 

2014 steht den Vorstandsmitgliedern darüber hinaus ein Managementbonus in Höhe 

von 900 TEUR (Vorjahr 360 TEUR) zu. 

 

Dem Aufsichtsrat gehörten im Geschäftsjahr 2014 folgende Mitglieder an:  

 Martin Arendts, MBL-HSG, Rechtsanwalt, Grünwald -Vorsitzender-  

 Jean-Laurent Nabet, Vorstand, Paris / Frankreich  

 Isabelle Andres, Vorstand, Paris / Frankreich  

 

Im Geschäftsjahr 2014 wurden Beteiligungen an folgenden Unternehmen gehalten:  

 

Firma, Sitz Anteil am Kapital Eigenkapital Jahresergebnis

    

bet-at-home.com Entertainment GmbH, Linz/Österreich   unmittelbar 100% 10.402.945,89 5.375.385,53 

bet-at-home.com Holding Ltd., Portomaso/Malta mittelbar 100%   42.624.850,80 23.972.533,18 

bet-at-home.com Entertainment Ltd., Portomaso/Malta mittelbar 100%   240.000,05 6.808.596,13 

bet-at-home.com International Ltd., Portomaso/Malta mittelbar 100%   13.987,34 220.603,88 

bet-at-home.com Internet Ltd., Portomaso/Malta mittelbar 100%   128.133,03 9.684.027,98 

Jonsden Properties Ltd., Gibraltar mittelbar 100%   540.960,46 125.772,08 
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V. Schlusserklärung gemäß § 312 Abs. 3 AktG 

 

Der Vorstand erklärt gemäß § 312 Abs. 3 AktG, dass die Gesellschaft nach den Um-

ständen, die ihr in dem Zeitpunkt bekannt waren, in dem das Rechtsgeschäft vorge-

nommen wurde, bei jedem Rechtsgeschäft eine angemessene Gegenleistung erhielt. 

Maßnahmen im Sinne des § 312 Abs. 1 AktG wurden weder getroffen noch unterlas-

sen. 

 

Düsseldorf, den 20. Februar 2015 

 

 

Dipl.-Ing. Franz Ömer  Mag. Michael Quatember 
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bet-at-home.com AG
Düsseldorf                  

Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2014

Abschrei-
Anschaffungs- und Herstellungskosten kumulierte bungen 

Stand am Stand am Abschreibungen Buchwert Buchwert 2014
01.01.2014 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2014 31.12.2014 30.12.2014 30.12.2013 (Zuschreibungen)

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung

Sonstige Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung 2.374,57 0,00 0,00 0,00 2.374,57 2.373,57 1,00 1,00 0,00
Geringwertige Wirtschaftsgüter 1,00 0,00 0,00 0,00 1,00 1,00 0,00 0,00 0,00

2.375,57 0,00 0,00 0,00 2.375,57 2.374,57 1,00 1,00 0,00
II. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen
Unternehmen

bah Entertainment Gmbh 3.771.313,19 0,00 0,00 0,00 3.771.313,19 0,00 3.771.313,19 3.771.313,19 0,00

3.771.313,19 0,00 0,00 0,00 3.771.313,19 0,00 3.771.313,19 3.771.313,19 0,00

3.773.688,76 0,00 0,00 0,00 3.773.688,76 2.374,57 3.771.314,19 3.771.314,19 0,00  

 1243186/40012750
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die bet-at-home.com AG 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 

nebst Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung der bet-at-home.com AG für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchführung und die 

Aufstellung des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 

liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe 

ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 

Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 

dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-

schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bil-

des der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-

cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-

nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 

Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 

Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-

tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung und Jahresabschluss überwiegend 

auf der Basis von Stichproben beurteilt. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 

wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-

samtdarstellung des Jahresabschlusses. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-

ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
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Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf die Risiken hin, die aus Rechts-

streitigkeiten resultieren, die gegen ein verbundenes ausländisches Unternehmen geführt 

werden und sich gegen die Zulässigkeit der Geschäftstätigkeit (Anbieten von Online-

Glücksspielen im Internet) richten. 

Duisburg, den 20. Februar 2015 

 

 PKF FASSELT SCHLAGE 
 Partnerschaft mbB 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 Rechtsanwälte 
 
 
 
 
 Dr. Schöneberger Görtz 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 

(Der vorstehende Bestätigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss zum 31. De-

zember 2014 (Bilanzsumme EUR 64.747.436,46; Jahresüberschuss EUR 4.757.289,68) 

der bet-at-home.com AG, Düsseldorf.) 



 

Stand: 1. November 2014 

 

A l l g e m e i n e   A u f t r a g s b e d i n g u n g e n  
P K F   F A S S E L T   S C H L A G E   Partnerschaft mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte 

I. Auftrags- und tätigkeitsübergreifende Regelungen 

1. Geltungsbereich/Anzuwendendes Recht 

1.1. Die nachfolgenden Auftragsbedingungen gelten für alle und unabhängig 

von ihrer Form geschlossenen Vereinbarungen zwischen der PKF 
FASSELT SCHLAGE Partnerschaft mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte (nachstehend als PKF be-
zeichnet) und ihren Auftraggebern, die insbesondere eine prüfende oder 
beratende Tätigkeit durch PKF vorsehen, und soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrie-
ben ist. 

1.2. Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch zwi-
schen PKF und anderen Personen als dem Auftraggeber begründet, so 
gelten auch gegenüber solchen Dritten die Bestimmungen der nachste-
henden Haftungsbegrenzung in Nr. 12., 14. und 16. 

1.3. Allgemeine Geschäftsbedingungen der Auftraggeber finden unabhängig 
davon, ob der Auftraggeber der Geltung konkurrierender Regelungen in 
diesen Allgemeinen Auftragsbedingungen widerspricht, insgesamt keine 
Anwendung.  

1.4. Für den Auftrag, seine Durchführung und alle mit dem Auftrag im Zu-
sammenhang stehenden Ansprüche gilt ausschließlich deutsches Recht.  

1.5. Zuständig für Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis ist das für den je-
weiligen Ort der Niederlassung von PKF, mit der das Auftragsverhältnis 
begründet wurde, zuständige Gericht.  

2. Umfang und Inhalt des Auftrages 

2.1. Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein be-
stimmter wirtschaftlicher Erfolg. 

2.2. Der Auftrag und seine jeweiligen Tätigkeiten werden nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung und unter Einhaltung der jeweils 
maßgeblichen berufsrechtlichen Vorgaben für Wirtschaftsprüfer, Steuer-
berater und Rechtsanwälte ausgeführt.   

2.3. Im Zweifel unterteilt sich der Auftrag in die von ihm betroffenen Tätigkei-
ten der gesetzlichen Abschlussprüfung, der rechtlichen Beratung und der 
sonstigen Leistungen, zu denen insbesondere auch Steuerberatung, frei-
willige Abschlussprüfung und weitere sonstige Leistungen (z.B. betriebs-
wirtschaftliche und IT-Beratung, Gutachtertätigkeit) zählen. Die Berück-
sichtigung ausländischen Rechts bedarf der ausdrücklichen schrif tlichen 
Vereinbarung. 

2.4. Ändert sich nach Abgabe der abschließenden beruflichen Äußerung die 
Rechtslage, z.B. durch Änderung der gesetzlichen Vorschriften oder der 
Rechtsprechung, ist PKF nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Ände-
rungen oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. 

2.5. Bei etwaigen Mängeln stehen dem Auftraggeber die gesetzlichen Ansprü-
che mit der Maßgabe zu, dass die Ansprüche, die nicht auf einer vorsätz-
lichen Handlung beruhen, nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen 
Verjährungsbeginn verjähren.  

2.6. Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und for-
melle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung von PKF enthalten sind, 
können von PKF auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung von PKF enthaltene 
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen PKF, die Äußerungen auch 
Dritten gegenüber zurückzunehmen.   

2.7. Im Übrigen gelten für Umfang und Inhalt des Auftrages und seine Teilleis-
tungen je nach Art der Tätigkeit die tätigkeitsbezogenen Regelungen ge-
mäß den nachfolgenden Ziffern II., III. und IV. 

3. Vergütung 

3.1. Die Höhe der Vergütung bestimmt sich nach der individuell vereinbarten 
Höhe zuzüglich Auslagen und gesetzlicher Umsatzsteuer und ist 14 Tage 
nach Erhalt der Rechnung fällig. 

3.2. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 
3.3. Die Auslagen umfassen insbesondere Verpflegungsmehraufwendungen 

in steuerlich anerkannter Höhe sowie Reise- und Übernachtungskosten.  
3.4. Wurde statt einer Vergütung nach Zeitaufwand eine Pauschalvergütung 

vereinbart und beruht diese ausdrücklich auf einer Schätzung des Ar-
beitsaufwands, wird PKF den Auftraggeber informieren, wenn es aufgrund 
nicht vorhersehbarer Umstände im Bereich des Auftraggebers zu einer 
wesentlichen Unter- oder Überschreitung kommt. PKF und der Auftragge-
ber werden dann gemeinsam die Pauschalvergütung nach dem Minder- 
oder Mehraufwand entsprechend anpassen.  

3.5. PKF kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz 
verlangen sowie die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedi-
gung seiner Ansprüche abhängig machen. PKF ist ferner berechtigt Tei l-
leistungen, auch bei Prüfungsaufträgen, abzurechnen. 

3.6. Eine Aufrechnung gegen Forderungen von PKF auf Vergütung und Aus-
lagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen zulässig. 

4. Pflichten des Auftraggebers 

4.1. Der Auftraggeber steht dafür ein, dass alles unterlassen wird, was die 
Unabhängigkeit der Mitarbeiter von PKF gefährden könnte. Dies gilt ins-
besondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf 
eigene Rechnung zu übernehmen. 

4.2. Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass PKF auch ohne besondere 
Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterla-
gen rechtzeitig vorgelegt werden und PKF von allen Vorgängen und Um-
ständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit bekannt werden.  

4.3. Auf Verlangen von PKF hat der Auftraggeber die Vollständigkeit der vor-
gelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in 
einer von PKF formulierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4.4. Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der von PKF angebotenen 
Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Nr. 4 
oder sonst obliegende Mitwirkung, so ist PKF nach Ablauf einer ange-
messenen Frist zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt, sofern 
der Kündigung keine gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen. Unbe-
rührt bleiben der bis zur Kündigung entstandene Vergütungsanspruch 
sowie die Ansprüche auf Ersatz der ihr durch den Verzug oder die unter-
lassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen 
und auf Ersatz des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn 
PKF von dem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht. 

4.5. Der Auftraggeber steht dafür ein, dass die im Rahmen des Auftrages von 
PKF gefertigten Arbeitsergebnisse und -unterlagen, insbesondere Prü-
fungsberichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, 
Aufstellungen und Berechnungen, einschließlich Massen- und Kostenbe-
rechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

5. Weitergabe beruflicher Äußerungen und Auftragsergebnisse  

5.1. Die Weitergabe beruflicher Äußerungen von PKF an einen Dritten bedarf 
unabhängig vom Inhalt und Form der Äußerung der schriftlichen Zustim-
mung von PKF, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Ein-
willigung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.  

5.2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, zugunsten von PKF mit dem Dritten eine 
der Haftungsbegrenzungen gemäß Nr. 12., 14. und 16. entsprechende 
Vereinbarung über die Beschränkung der Haftung von PKF schriftlich zu 
vereinbaren und darin festzulegen, dass der Haftungshöchstbetrag eine 
Gesamtmaximalsumme für alle von der Haftungsbeschränkung erfassten 
Ansprüche ist.  

5.3. Gegenüber einem Dritten haftet PKF in jedem Fall nur bis zur Höhe der 
Haftungsbegrenzungen nach Nr. 12., 14. und 16. und nur unter der Vo-
raussetzung, dass die Vorgaben aus Nr. 5.1 vorliegen.  

5.4. Die Verwendung beruflicher Äußerungen von PKF zu Werbezwecken ist 
unzulässig. Bei einem Verstoß ist PKF unabhängig von der Geltendma-
chung sonstiger Ansprüche zur fristlosen Kündigung aller noch nicht 
durchgeführten Aufträge des Auftraggebers berechtigt. 

6. Grundsatz der Schriftform 

6.1. Ergebnisse und Auskünfte sind von PKF schriftlich oder in Textform dar-
zustellen. Für mündliche Auskünfte und Ratschläge haftet PKF nur, inso-
weit sie schriftlich bestätigt werden, sodass dann nur die schriftliche Dar-
stellung maßgebend ist.   

6.2. Bei Prüfungsaufträgen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, schriftlich erstattet. 

6.3. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von PKF Mitarbeitern außerhalb 
des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich. 

6.4. Eine abweichende oder abändernde Vereinbarung der in diesen Auf-
tragsbedingungen enthaltenen Schriftformerfordernisse bedarf der Schrif t-
form.  

7. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen 

7.1. PKF bewahrt die im Zusammenhang mit der Durchführung  eines Auftra-
ges ihr übergebenen und die von ihr selbst angefertigten Unterlagen so-

wie den über den Auftrag geführten Schriftwechsel zehn Jahre auf.   
7.2. Nach Befriedigung ihrer Ansprüche aus dem Auftrag hat PKF auf Verlan-

gen des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die sie aus An-
lass ihrer Tätigkeit für den Auftrag von diesem oder für diesen erhalten 
hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen PKF und ihrem 
Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder 
Abschrift besitzt. PKF kann von Unterlagen, die sie an den Auftraggeber 
zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten. 

8. Verschwiegenheitsverpflichtung und Datenschutz 

8.1. PKF ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die 
ihr im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt 
werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es sich dabei um den 
Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen handelt, es sei 
denn, dass der Auftraggeber PKF von dieser Schweigepflicht entbindet. 

8.2. Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche Äußerungen über die Er-
gebnisse ihrer Tätigkeit darf PKF Dritten nur mit Einwilligung des Auftrag-
gebers aushändigen. 

8.3. PKF ist selbst oder durch Dritte zur Speicherung, Nutzung und Verarbei-
tung der ihr im Rahmen des Auftrags anvertrauten personenbezogenen 
Daten berechtigt, sofern dies zur Durchführung des Auftrages erforderlich 
ist. 

8.4. PKF ist international und national dem PKF-Netzwerk, einem Netzwerk 
eigenständiger und rechtlich unabhängiger Wirtschaftsprüfungsgesell -
schaften, angeschlossen und kann erforderlichenfalls auf die Kompeten-
zen und Kapazitäten im PKF-Netzwerk zurückgreifen. PKF und die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften im PKF-Netzwerk werden deshalb eine 
Prüfung durchführen, ob der Neuannahme von Mandanten schon beste-
hende Mandatsbeziehungen entgegenstehen könnten ("conflict of inte-
rest"). Hierfür werden der Name des Auftraggebers und die für die Identi-
fizierung erforderlichen Daten (Firma, Branche) und die Art der Beauftra-
gung auf Datenbanken des PKF-Netzwerks gespeichert. Sofern PKF in 
Abstimmung mit dem Auftraggeber bei der Durchführung des Auftrages 
mit Mitgliedern des PKF-Netzwerks zusammenarbeitet, ist PKF befugt, 
darüber hinausgehende Informationen, die für die Bearbeitung des Auf-
trages erforderlich sind, weiterzugeben. Dies gilt auch entsprechend für 
eine mit dem Auftraggeber abgestimmte Zusammenarbeit von PKF mit 
Dritten.   

8.5. Im Rahmen gesetzlich vorgeschriebener oder freiwilliger Qualitätskontrol-
len/Peer Reviews (Überprüfung des Qualitätssicherungssystems durch 
externe Wirtschaftsprüfer) ist PKF berechtigt, aus gesetzlichen Gründen 
zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen, Auskünfte zu erteilen und 
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 Aufzeichnungen und Unterlagen, die aus gesetzlichen Gründen zur 

ordnungsmäßigen Dokumentation der Auftragsdurchführung anzufertigen 
sind, vorzulegen. Dies kann auch Auskünfte, Aufzeichnungen und 
Unterlagen zu diesem Auftrag betreffen. 

8.6. Der Auftraggeber entbindet PKF hinsichtlich Nr. 8.4 und 8.5 von der 
Verschwiegenheitspflicht.  

9. Übermittlung in elektronischer Form 

9.1. PKF empfängt und übermittelt bei Bedarf Informationen und Dokumente 
per E-Mail, sofern der Auftraggeber durch Angabe seiner E-Mail-Adresse 
den Zugang eröffnet und im Einzelfall einer elektronischen Übermittlung 
nicht widersprochen hat.  

9.2. Zur Vermeidung einer unbefugten Kenntnisnahme, Veränderungen oder 
Vernichtung der übermittelten oder empfangenen Daten durch Dritte bie-
tet PKF eine dem Stand der Technik entsprechende Verschlüsselungs-
software an. 

9.3. Sollten sich Dritte unbefugt Zugang zu den übermittelten oder empfange-
nen Daten verschaffen, diese vernichten oder verändern, haftet PKF nicht 
für Schäden die dem Auftraggeber oder Dritten durch die Übermittlung in 
elektronischer Form entstehen. 

II. Gesetzliche Abschlussprüfung 

10. Umfang und Inhalt des Auftrages 

10.1. Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht ausdrücklich darauf gerichtet 
ist, nicht auf die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts 
oder Sondervorschriften, wie z.B. die Vorschriften des Preis-, Wettbe-
werbsbeschränkungs- und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das 
gleiche gilt für die Feststellung, ob Subventionen, Zulagen oder sonstige 
Vergünstigungen in Anspruch genommen werden können. Die Ausfüh-
rung eines Auftrages umfasst nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt 
auf die Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßig-
keiten gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von Prüfungen da-
zu ein Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich vereinbart ist. 

10.2. PKF wird die Prüfung nach §§ 316 ff. HGB durchführen. Maßgebend für 
die Ausführung des Auftrages sind die vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e.V. (IDW) festgelegten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung. Darüber hinaus baut der Prüfungsan-
satz auf internationalen Prüfungsstandards (International Standards on 
Auditing, ISA) auf, die in unserem PKF International Audit Manual festge-
legt sind. 

10.3. PKF wird die Prüfung so planen und durchführen, dass solche Unrichtig-
keiten oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften oder die Satzung 
bzw. den Gesellschaftsvertrag mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den, die sich auf die Darstellung des durch die Rechnungslegung unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken. 
Soweit dies der Sicherung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
dient, wird PKF die Verfahrensweisen bei der Buchführung zur Erstellung 
der Inventare und zur Ableitung der Rechnungslegung sowie die dabei 
angewendeten internen Kontrollen des Auftraggebers prüfen und beurtei-
len.  

10.4. Darüber hinaus wird sich die Prüfung von PKF, sofern es sich beim Auf-
traggeber um eine Aktiengesellschaft handelt, die Aktien mit amtlicher 
Notierung ausgegeben hat, gemäß § 317 Abs. 4 HGB auf das im Unter-
nehmen vorhandene Risikofrüherkennungssystem erstrecken, damit be-
urteilt werden kann, ob der Vorstand seinen Pflichten gemäß § 91 Abs. 2 
AktG nachgekommen ist. 

10.5. Der Auftraggeber gewährt PKF nach § 320 HGB unbeschränkten Zugang 
zu allen für die Prüfung erforderlichen Unterlagen und Informationen im 
Sinne von Nr. 4.2. Die Prüfungshandlungen werden wie berufsüblich in 
Stichproben durchgeführt. Damit besteht ein unvermeidbares Risiko, dass 
selbst wesentliche falsche Angaben oder andere Unrichtigkeiten (z.B. Un-
terschlagungen) unentdeckt bleiben.  

10.6. Die Prüfung schränkt die Verantwortlichkeit der gesetzlichen Vertreter des 
zu prüfenden Unternehmens für den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und des Lageberichts nicht ein. Über Art und Umfang 
sowie über das Ergebnis der Prüfung wird PKF in berufsüblichem Umfang 
und nach gesetzlicher Vorschrift (§ 321 HGB) berichten. Die Form der 
Berichterstattung erfolgt nach Maßgabe der vom IDW festgelegten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung.  

10.7. Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch PKF geprüften und 
mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschlusses oder Lagebe-
richts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung nicht stattfindet, der 
schriftlichen Einwilligung von PKF. Hat PKF einen Bestätigungsvermerk 
nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf die durch PKF durchgeführte Prüfung 
im Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle 
nur mit schriftlicher Einwilligung PKF und mit dem von ihr genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

10.8. Widerruft PKF den Bestätigungsvermerk, so darf der Bestätigungsver-
merk nicht weiterverwendet werden. Unabhängig davon, ob der Auftrag-
geber den Bestätigungsvermerk bereits verwendet hat, ist er auf Verlan-
gen von PKF verpflichtet, den Widerruf in der von ihr geforderten Art und 
Weise bekannt zugeben und sämtliche Berichtsausfertigungen zurückzu-
führen. 

10.9. Der Auftraggeber erhält fünf Berichtsausfertigungen. Der Auftraggeber 
kann gegen Aufwendungsersatz weitere Ausfertigungen verlangen. 

11. Offenlegung 

11.1. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Jahresabschluss und ggf. auch den 
Lagebericht sowie ggf. weitere Unterlagen in elektronischer Form offenzu-
legen.  

11.2. Sofern der Auftraggeber und PKF dies ausdrücklich im Auftragsschreiben 
oder nachträglich vereinbart haben, wird PKF den Jahresabschluss und 
ggf. den Lagebericht nach den inhaltlichen Vorgaben des Auftraggebers 
und unter Beachtung der gesetzlichen Mindestanforderungen kürzen und 

dem Auftraggeber zusammen mit dem Bestätigungsvermerk in einer für 
Offenlegungszwecke geeigneten Dateiform zur Verfügung stellen. 

11.3. Sollte der Auftraggeber den Jahresabschluss und ggf. den Lagebericht 
selbst kürzen, wird PKF nur bei ausdrücklicher Vereinbarung im Auftrags-
schreiben prüfen und bescheinigen, dass der Auftraggeber die Kürzung in 
berechtigter und zulässiger Art und Weise vorgenommen hat.  

12. Haftungsbeschränkung 

12.1. Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungsbeschränkung 
des § 323 Abs. 2 HGB. 

12.2. Die Haftungsbeschränkung aus Nr. 12.1 gilt auch dann, wenn eine Haf-
tung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet 
sein sollte. 

III. Rechtliche Beratungsleistungen 

13. Umfang und Inhalt des Auftrages 

13.1. Der Auftragsinhalt und -umfang wird zwischen PKF und dem Auftragge-
ber grundsätzlich in Form eines Auftragsschreibens sowie einer schriftl i-
chen Vergütungsvereinbarung festgelegt.  

13.2. Gegenstand des Auftragsschreibens kann auch die befristete oder unbe-
fristete allgemeine Beratungstätigkeit (Dauerberatung) sein, die im Einzel-
fall vom Auftraggeber durch eine Anfrage oder Mitteilung konkretisiert 
wird. In diesen Fällen gelten die im Auftragsschreiben vereinbarten Rege-
lungen sowie die im Auftragsschreiben enthaltene schriftliche Vergü-
tungsvereinbarung. 

13.3. PKF ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in Einzelfragen als auch im 
Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsachen als 
richtig und vollständig zugrunde zu legen, hat den Auftraggeber jedoch 
auf festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.  

13.4. Beratungsaufträge umfassen nicht die zur Wahrung von Fristen erforder-
lichen Handlungen, es sei denn, dass PKF hierzu ausdrücklich den Auf-
trag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auftraggeber alle für die 
Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen so rechtzeitig vorzulegen, 
dass PKF eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung steht.  

14. Haftungsbeschränkung 

14.1. Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die Haftung von 
PKF für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden 
aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, bei einem leicht 
fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gemäß  § 51a Abs. 1 
Nr. 2 BRAO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn eine Haf-
tung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet 
sein sollte.  

14.2. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren Pflicht-
verletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne 
Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinander fol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitli-
che Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinan-
der in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In die-
sem Fall kann PKF nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch genommen 
werden. 

IV. Steuerberatung/ Freiwillige Abschlussprüfung/ Sonstige Leistungen 

15. Umfang und Inhalt des Auftrages  

15.1. Der Auftragsinhalt und -umfang wird zwischen PKF und dem Auftragge-
ber grundsätzlich in Form eines Auftragsschreibens sowie in einer schrift-
lichen Vergütungsvereinbarung festgelegt.  

15.2. Gegenstand des Auftragsschreibens kann auch die befristete oder unbe-
fristete allgemeine Beratungstätigkeit (Dauerberatung) sein, die im Einzel-
fall vom Auftraggeber durch eine Anfrage oder Mitteilung konkretisiert 
wird. In diesen Fällen gelten die im Auftragsschreiben vereinbarten Rege-
lungen samt einer etwaigen schriftlichen Vergütungsvereinbarung.  

15.3. Für die freiwillige Abschlussprüfung gelten die Nr. 10. und 11. entspre-
chend. 

15.4. Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung verein-
bart wurde, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer 
buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Betracht kom-
menden umsatzsteuerlichen Vergünstigungen wahrgenommen worden 
sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unterlagen zur Gel-
tendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht übernommen. 

15.5. PKF ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in Einzelfragen als auch im 
Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, 
insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig zugrunde zu le-
gen, hat den Auftraggeber jedoch auf festgestellte Unrichtigkeiten hinzu-
weisen.  

15.6. Beratungsaufträge umfassen nicht die zur Wahrung von Fristen erforder-
lichen Handlungen, es sei denn, dass PKF hierzu ausdrücklich den Auf-
trag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auftraggeber alle für die 
Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbe-
scheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass PKF eine angemessene Bearbei-
tungszeit zur Verfügung steht.  

16. Haftungsbeschränkung 

16.1. Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die Haftung von 
PKF für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden 
aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, bei einem fahr-
lässig verursachten einzelnen Schadensfall entsprechend § 54a Abs. 1 
Nr. 2 WPO und § 67a Abs. 1 Nr. 2 StBerG auf 4 Mio. € beschränkt; dies 
gilt auch dann, wenn eine Haftung gegenüber einer anderen Person als 
dem Auftraggeber begründet sein sollte.  

16.2. Ziffer 14.2 gilt entsprechend. 




